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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen Rechtsanwäl-

tinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 60.000 Mitgliedern vertritt die Interessen der 

deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 

 

Die Richtlinie 2003/ 35/ EG des Europäische Parlamentes und des Rates vom 26. Mai 2003 

über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter Pläne und Program-

me und zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Bezug auf die 

Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten ist bis zum 25. Juni 2005 in nationa-

les Recht umzusetzen. Hierzu hat das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Re-

aktorsicherheit den Entwurf eines Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes vorgelegt und den Deut-

schen Anwaltverein mit Schreiben vom 22. Februar 2005 um Stellungnahme gebeten. 

 

Der Deutsche Anwaltverein hat durch seinen Umweltrechtsausschuss im März eine Stel-

lungnahme abgegeben (Stellungnahme Nr. 19/05). Nachfolgend gibt der durch den Entwurf 

des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes ebenfalls in seiner Zuständigkeit berührte Verwaltungs-

rechtsausschuss eine ergänzende Stellungnahme für den Deutschen Anwaltverein ab, die 

sich mit kompetenziellen, verwaltungsprozessualen und verfahrensrechtlichen Fragen be-

fasst. 

 

I. Durch den Entwurf eines Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes wird ein weiterer Fall der 

Vereinsklage (Interessentenklage) in das deutsche Prozessrecht eingeführt. Den im 

Gesetzentwurf näher bezeichneten Umweltvereinen wird unabhängig von einer Ver-

letzung eigener Rechte eine Klagemöglichkeit eingeräumt. Der Gesetzentwurf stellt 

eine Ausnahme zum Erfordernis der Klagebefugnis (§ 42 Abs. 2 Satz 1 VwGO) und 

der Verletzung in eigenen Rechten (§ 113 VwGO) dar. Die durch den Entwurf des 

Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gewählte sektorspezifische Sonderlösung ist zwar mit 

der Systematik der VwGO in § 42 Abs. 2 („... Soweit gesetzlich nichts anderes be-

stimmt ist, ist die Klage nur zulässig, wenn der Kläger geltend macht, durch den Ver-

waltungsakt ... in seinen Rechten verletzt zu sein“) vereinbar. Angesichts der großen 

Bedeutung des neuen Rechtsbehelfs für umweltrelevante Vorhaben (vgl. § 1 Entwurf 

Umwelt-Rechtsbehelfgesetz: dort sind alle umweltverträglichkeitsprüfungspflichtigen 

Vorhaben und genehmigungspflichtigen Vorhaben nach Spalte 1 der 4. BImSchV so-

wie weitere umweltrelevante Entscheidungen einbezogen) stellt sich die Frage, ob die 

neue Vereinsklage statt als sektorspezifische Sonderlösung direkt in der VwGO gere-

gelt werden sollte. Hierfür sprechen aus Sicht des Verwaltungsrechtsausschusses 

gute Gründe, weil inzwischen die Quantität von Interessentenklagen in die Qualität 
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eines Strukturwandels der VwGO umzuschlagen beginnt. Andererseits erkennt der 

Ausschuss an, dass sich bei einer Regelung im Stammgesetz grundlegende und 

möglicherweise strukturelle Fragen der Änderung der bislang strikt an der subjektiven 

Rechtsverletzung orientierten Prozessordnung stellen, deren Lösung in einem lang-

wierigen Diskussionsprozess unter Einbindung von Wissenschaft und Praxis erarbei-

tet werden müsste. Das wäre innerhalb der Umsetzungsfrist, die am 25. Juni 2005 

abläuft, nicht zu leisten, bei weitem nicht. Infolge dessen hält der Ausschuss die sek-

torspezifische Regelung zum jetzigen Zeitpunkt für vertretbar. Er empfiehlt indes, sich 

unabhängig von der anstehenden Gesetzgebung mit diesen Fragen zu befassen und 

in entsprechenden Arbeitskreisen oder Gutachtergremien unter Beteiligung von Wis-

senschaft, Anwaltschaft und Richterschaft entsprechende Lösungsvorschläge zu er-

arbeiten. 

 

Für eine Regelung in der VwGO selbst besteht gegenwärtig aus Sicht des Verwal-

tungsrechtsausschusses punktuell insoweit Anlass, als der neue Umwelt-

Rechtsbehelf sich auch gegen Bebauungspläne richtet, die einer Umweltverträglich-

keitsprüfungspflicht (nicht jedoch solche, die einer Umweltprüfungspflicht) unterlie-

gen. Da die Vereinsklage auch insoweit keine eigene Rechtsverletzung als Zulässig-

keitsvoraussetzung (Antragsbefugnis) enthält, wäre – im Sinne systematischer Ein-

heitlichkeit entsprechend der Regelung in § 42 Abs. 2 Abs. 1 VwGO – in § 47 Abs. 2 

Satz 1 VwGO eine Öffnungsklausel („... Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 

ist, ...“) aufzunehmen.  

 

II. Entsprechende gesetzessystematische Überlegungen sind auch im Hinblick auf die in 

§ 3 Entwurf Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz in Abweichung von § 46 VwVfG vorgese-

hene Verschärfung von Fehlerfolgen bei Verletzung von wesentlichen Verfahrensvor-

schriften angebracht. Es wäre vorzugswürdig, Änderungen des § 46 VwVfG dort un-

mittelbar zu normieren, jedenfalls aber eine Öffnungsklausel für spezialgesetzliche 

Regelungen aufzunehmen. Auch für die Änderung des VwVfG gilt in ähnlicher Weise 

das zur VwGO Ausgeführte: Die europarechtlich gebotenen und/oder sich abzeich-

nenden Änderungen des Stammgesetzes sollten in umfassender Diskussion erarbei-

tet werden. 

 

III. Soweit in § 3 Entwurf Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz für alle Verwaltungsverfahren – 

auch wenn das Landesverwaltungsverfahrensgesetz Anwendung findet - geregelt 

werden soll, dass abweichend von § 46 des Verwaltungsverfahrensgesetzes „oder 
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den entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen“ unabhängig vom Kausalitäts-

kriterium eine Entscheidung bei wesentlichen Verfahrensfehlern aufgehoben werden 

kann, fehlt dem Bund nach Auffassung des Verwaltungsrechtsausschusses die Ge-

setzgebungskompetenz. Jedenfalls aber erfordert der schon einfachrechtlich eng be-

grenzte Anwendungsbereich des Bundes-Verwaltungsverfahrensgesetzes (vgl. § 1 

Abs. 3 VwVfG), dass auch die Landesgesetzgeber zur Umsetzung der Richtlinie 

2003/35/EG tätig werden. 

 

IV. § 3 des Entwurfs regelt nach seiner amtlichen Überschrift lediglich Verfahrensfehler. 

Er unterscheidet hierbei – europarechtlich zulässig – zwischen unwesentlichen und 

wesentlichen Verfahrensfehlern und schränkt die Möglichkeit einer Heilung von (we-

sentlichen und erst recht unwesentlichen) Verfahrensfehlern gemäß § 45 VwVfG – 

auch hier europarechtlich zulässig (vgl. EuGH, Urt. v. 07.01.2004 – C-201/02 -, NVwZ 

2004, 593 ff. - Wells) – nicht ein (§ 3 Abs. 1 Satz 3 Entwurf Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetz).  

 

V. Fragen der Wesentlichkeit, Beachtlichkeit und Heilbarkeit materiellrechtlicher Fehler 

sprechen weder § 3 noch sonstige Bestimmungen des Entwurfs an. Insbesondere 

findet sich kein expliziter Hinweis auf die planungsrechtlichen Vorschriften zur „Pla-

nerhaltung“ bei Abwägungsfehlern (§ 214 Abs. 3 BauGB, § 75 Abs. 1a VwVfG und 

die entsprechenden Vorschriften in den Fachplanungsgesetzen – z. B. § 17 Abs. 6c 

FStrG). § 3 Abs. 2 Entwurf Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz erklärt – systematisch ver-

unglückt unter der Überschrift „Fehler bei der Anwendung von Verfahrensvorschrif-

ten“ - allerdings §§ 214 und 215 BauGB und damit auch die die Abwägung betreffen-

de materielle Vorschrift des § 214 Abs. 3 BauGB für anwendbar. 

 

Es ist davon auszugehen, dass die materiellen Vorschriften zur Planerhaltung auch 

im Übrigen unberührt bleiben, was europarechtlich zulässig wäre. Das Europarecht 

verbietet nämlich nicht von vornherein, die Kausalitätsfrage zu stellen. Vielmehr hat 

auch der EuGH in seiner Entscheidung zu Großkrotzenburg eine Kausalitätsprüfung 

vorgenommen (vgl. EuGH, Urt. v. 11.08.1995 – C-431/92 -, NVwZ 1996, 369 ff.). Ein 

solches Verständnis entspricht auch dem Wortlaut der Aarhus-Konvention und der 

Richtlinie 2003/35/EG sowie § 2 Abs. 6 Nr. 1 und 2 des Entwurfs, wonach Rechtsbe-

helfe begründet sind, wenn die Entscheidung bzw. Festsetzung dem Umweltschutz 

dienende Rechtsvorschriften verletzt. Eine solche Verletzung durch die Entscheidung 

bzw. Festsetzung liegt nicht vor, wenn sich (offensichtliche) im Bereich von Umwelt-
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vorschriften wurzelnde Abwägungsfehler nicht auf das Entscheidungsergebnis aus-

gewirkt haben.  

 

Eine Heilung erheblicher materieller Fehler durch Planergänzung oder ergänzendes 

Verfahren bleibt ebenfalls möglich (vgl. EuGH, Urt. v. 07.01.2004 – C-201/02 -, NVwZ 

2004, 593 f., 597 – Wells – mit Hinweis auf die Verfahrensautonomie der Mitglied-

staaten). 
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